
Zusammenfassung
Mit der hohen Bedeutung der Flurbereinigung korrespondie-
ren zahlreiche rechtliche Fragestellungen, mit denen sich die 
für das Flurbereinigungsrecht zuständigen Gerichte zu be-
schäftigen haben. Der Beitrag stellt die wichtigsten Entschei-
dungen der jüngeren Vergangenheit in der gebotenen Kürze 
vor und behandelt das formelle Flurbereinigungsrecht. Teil  2 
ist dann dem materiellen Recht gewidmet. Zusammenfassend 
ist festzustellen, dass keine signifikanten Änderungen der bis-
herigen Rechtsprechung zu verzeichnen sind, sondern diese 
oftmals bestätigt und weiterentwickelt wurde.
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Summary
The significant importance of land consolidation is accompanied 
by numerous legal questions that the courts responsible for land 
consolidation law have to deal with. The article presents the most 
important decisions of the recent past in the required brevity and 
deals with formal land consolidation law. Part 2 is then devoted 
to substantive law. In summary, it can be said that there have 
been no significant changes to previous case law, but that it has 
often been confirmed and further developed.
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1	E inleitung

Die Flurneuordnung ist über ihre Bedeutung als agrar­
strukturelle Ordnungsmaßnahme hinaus zu einem um­
fassenden Instrument zur Entwicklung der ländlichen 
Räume geworden und besonders geeignet, die Ziele der 
Landentwicklung sozialverträglich und bürgernah umzu­
setzen. Neben einkommenswirksamen Verbesserungen für 
die Land- und Forstwirtschaft werden in großem Umfang 
Leistungen für die Allgemeinheit erbracht. Kernkompeten­
zen der Flurneuordnung sind die Moderation unterschied­
licher Nutzungsinteressen und die Möglichkeit, Grund­
eigentumsverhältnisse umfassend neu zu ordnen. Mit 
dieser Kombination werden für die Herausforderungen im 
ländlichen Raum geeignete Lösungen gefunden.

Mit der hohen Bedeutung der Flurbereinigungsverwal­
tung korrespondieren naturgemäß auch rechtliche Frage­
stellungen, mit denen sich die für das Flurbereinigungs­
recht zuständigen Gerichte zu beschäftigen haben, deren 
Besetzung gemäß § 139 FlurbG die erforderliche Sach­
kunde gewährleistet (vgl. BVerwG 2021b). Mit dem vorlie­
genden Beitrag sollen die wichtigsten Entscheidungen der 
neueren Rechtsprechung zum formellen Flurbereinigungs­
recht prägnant und verständlich dargestellt werden. Die 
Analyse wird mit Teil 2 fortgesetzt, der das materielle Flur­
bereinigungsrecht behandelt. Der Vollständigkeit halber ist 
zu erwähnen, dass für das Vermessungs- und Katasterrecht 
auf die aktuelle Darstellung von Kriesten (2022) verwiesen 
werden kann.

2	 Zulässigkeit flurbereinigungsgerichtlicher 
Verfahren

2.1	 Nachsichtgewährung (§ 134 FlurbG)

Die Regelungen zur Nachsichtgewährung in § 134 FlurbG 
stellen für das flurbereinigungsbehördliche (nicht für 
das flurbereinigungsgerichtliche) Verfahren eine spezial­
gesetzliche und damit vorrangige Bestimmung zu der 
im allgemein Verwaltungsrecht bestehenden Regelung 
der Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand bei un­
verschuldeter Fristversäumung gemäß § 32 VwVfG dar. 
Wie der Bayerische Verwaltungsgerichtshof (Bay. VGH 
2020a) darstellt, kann gegen die Versäumung einer Klage­
frist gemäß § 138 Abs. 1 Satz 2 FlurbG nur die Wiederein­
setzung in den vorherigen Stand nach § 60 Abs. 1 VwGO 
begehrt werden (s. auch Wingerter und Mayr 2018, § 134, 
Rd.‑Nr. 1). Anders als bei der Wiedereinsetzung in den 
vorherigen Stand kann die Flurbereinigungsbehörde im 
Rahmen einer Ermessensentscheidung (ausnahmsweise) 
auch bei schuldhaftem Verhalten des Rechtsschutzbegeh­
renden Nachsicht im Sinne des § 134 FlurbG gewähren, 
vor allem, um offenbare Härten zu vermeiden. Die Be­
hörde hat bei ihrer Ermessensentscheidung jedoch insbe­
sondere auch die Grundsätze der Verfahrensbeschleuni­

gung und der Rechtssicherheit zu beachten (vgl. Bay. VGH 
2022a,b; Wingerter und Mayr 2018, § 134, Rd.‑Nrn. 5–7), 
sodass im Regelfall eine Nachsichtgewährung bei schuld­
haftem Verhalten nicht möglich ist (vgl. Nds. OVG 2022b). 
Da auf dem Gebiet des Flurbereinigungsrechts nicht nur 
das Verwaltungsverfahren, sondern auch das gerichtliche 
Verfahren beschleunigt durchzuführen ist, hat das Gericht 
in eigener Zuständigkeit zu prüfen, ob die Voraussetzun­
gen für eine Nachsichtgewährung nach § 134 FlurbG vor­
liegen, und ist nicht an die Entscheidung der Behörde zur 
Frage der Zulässigkeit des Rechtsbehelfs gebunden (vgl. 
Bay. VGH 2022a mit weiteren Rechtsprechungsnachwei­
sen; Wingerter und Mayr 2018, § 142, Rd.‑Nr. 5).

Dies bedeutet, dass das Gericht bei unverschuldeter 
Versäumung einer Widerspruchsfrist den verspäteten Wi­
derspruch als rechtzeitig zu betrachten hat, wenn der Wi­
derspruch nach Behebung des Hindernisses unverzüglich 
nachgeholt wird, was selbst dann gilt, wenn die Flurberei­
nigungsbehörde den Widerspruch irrtümlich als schuld­
haft verfristet betrachtet hat. Dabei bedeutet »unverzüg­
lich nachholen« im Sinne des § 134 Abs. 2 FlurbG eine 
kürzere Frist als die in § 60 Abs. 2 VwGO zur Wiederein­
setzung in den vorherigen Stand genannte 2‑Wochen-Frist 
(Bay.  VGH 2022b). Im Falle der behördlichen Annahme 
der schuldhaften Versäumung der Widerspruchsfrist prüft 
das Gericht die behördliche Ermessensentscheidung bzgl. 
der Nachsichtgewährung (Bay. VGH 2022a). Schuldhaf­
tes Verhalten ist in diesem Sinne anzunehmen, wenn ein 
Beteiligter ohne Hindernis die ihm gewährte Möglichkeit 
zur Information und zur Überlegung innerhalb der gesetz­
lichen Frist nicht nutzt, weil er damit nicht die Sorgfalt 
wahrt, die von einem verantwortungsbewussten Beteilig­
ten bei der Durchsetzung seiner eigenen Belange erwartet 
werden muss (vgl. Bay. VGH 2022a,b mit weiteren Nach­
weise und Bay. VGH 2020b).

§ 134 FlurbG hat in der Praxis der flurbereinigungs­
rechtlichen Streitigkeiten eine nicht unerhebliche Bedeu­
tung. Ist ein im flurbereinigungsgerichtlichen Verfahren 
angegriffener Rechtsakt bereits in Bestandskraft erwachsen 
und liegen die Voraussetzungen der Nachsichtgewährung 
gemäß § 134 FlurbG nicht vor, fehlt es schon an einer Sach­
entscheidungsvoraussetzung für eine Klage, sodass diese 
bereits unzulässig ist (vgl. Nds. OVG 2021b, bestätigt durch 
BVerwG 2022; Nds. OVG 2022b; Bay. VGH 2020b).

2.2	 Untätigkeitsklage (§ 142 FlurbG)

§ 142 FlurbG stellt eine flurbereinigungsrechtliche Spezial­
bestimmung gegenüber der Situation der Untätigkeitsklage 
nach allgemeinem Verwaltungsrecht gemäß § 75 VwGO 
dar. Besonders bemerkenswert ist, dass gemäß § 142 Abs. 2 
Satz 2 FlurbG nicht nur das Recht, sondern sogar die Ob­
liegenheit zur zeitnahen Untätigkeitsklageerhebung be­
steht, weil eine spätere Klageerhebung die Unzulässigkeit 
des Rechtsmittels begründet (vgl. VGH BW 2022b). Auf 
diese Folgen muss in der Rechtsbehelfsbelehrung des im 
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flurbereinigungsrechtlichen Verfahren erlassenen Verwal­
tungsaktes zudem auch nicht hingewiesen werden (vgl. 
Wingerter und Mayer 2018, § 142, Rd.‑Nr. 17 mit weiteren 
Rechtsprechungsnachweisen, u. a. BVerwG 1995).

Aus Gründen des effektiven Rechtsschutzes ist die Norm 
allerdings restriktiv auszulegen (vgl. VGH BW 2022b unter 
Verweis auf Bay. VGH 2004; Wingerter und Mayr 2018, 
§ 142, Rd.‑Nr. 16). Dies bedeutet nach der Rechtsprechung 
mehrerer Flurbereinigungsgerichte, dass der Ablauf der 
Frist des § 142 Abs. 2 Satz 2 FlurbG den Rechtsschutz dann 
nicht ausschließt, wenn der Kläger durch das Verhalten 
der Widerspruchsbehörde von einer rechtzeitigen Klage­
erhebung abgesehen hat (vgl. VGH BW 2022b; Hess. VGH 
2019; OVG ST 2016; Bay. VGH 2014). Das Bundesver­
waltungsgericht hat diese Frage bislang offengelassen (vgl. 
BVerwG 1995 und 1981b). Die mit § 142 Abs. 2 FlurbG 
verbundene Unanfechtbarkeit eines angefochtenen Ver­
waltungsaktes wird zudem durch eine Sachentscheidung 
der Widerspruchsbehörde beseitigt, sodass insoweit »Hei­
lung« eintritt. (vgl. Bay. VGH 2022c; Nds. OVG 2022b; 
Wingerter und Mayr 2018, § 142, Rd.‑Nr. 20).

Andererseits darf die Ausschlussfrist des § 142 Abs. 2 
Satz 2 FlurbG nicht dahingehend missverstanden werden, 
dass sie nur auf Einrede der Behörde zu beachten ist (vgl. 
VGH BW 2022b). Vielmehr stellt sie – auch im Hinblick 
auf den Grundsatz der beschleunigten Durchführung des 
Flurbereinigungsverfahrens – eine gesetzliche Zulässig­
keitsvoraussetzung dar, die vom Gericht unabhängig davon 
zu prüfen ist, ob sich die Flurbereinigungsbehörde darauf 
beruft oder nicht (vgl. VGH BW 2022b). Daher ist es auch 
ohne Bedeutung, wenn die Widerspruchsbehörde erst 
nach Ablauf der Frist des § 142 Abs. 2 Satz 2 FlurbG Erklä­
rungen abgibt, die den Rechtsschutzbegehrenden von einer 
Klageerhebung abhalten könnten (vgl. VGH BW 2022b).

Schließlich wird in Rechtsprechung und Literatur er­
wogen, dem Rechtsschutzbegehrenden zumindest noch 
die Möglichkeit der Wiedereinsetzung in den vorherigen 
Stand unter den Voraussetzungen des § 60 VwGO zu ge­
währen, jedenfalls dann, wenn dies nach Treu und Glau­
ben zur Vermeidung unbilliger Ergebnisse geboten sein 
könnte (vgl. Wingerter und Mayr 2018, § 142, Rd.‑Nr. 16a; 
Bay.  VGH 2001). Der Verwaltungsgerichtshof Baden-
Württemberg verneint im Urteil vom 07.07.2022 (VGH 
BW 2022b) unter Verweis auf seine frühere Entschei- 
dung vom 20.05.2010 (VGH BW 2010) eine solche Mög­
lichkeit unter Bestätigung seiner bisherigen Rechtspre­
chung, wonach die Klagefrist des § 142 Abs. 2 FlurbG eine 
gesetzliche Ausschlussfrist ohne Wiedereinsetzungsmög­
lichkeit sei.

Die einmal bestehende Zulässigkeit der Untätigkeits­
klage wird auch durch eine zwischenzeitlich ergehende 
behördliche Entscheidung nicht nachträglich beseitigt. Im 
Falle einer Untätigkeitsklage wird das Verfahren in diesen 
Fällen vielmehr unter Einbeziehung des Bescheids bzw. des 
Widerspruchsbescheids fortgeführt (vgl. Bay. VGH 2022b 
unter Verweis auf BVerwG 2021c sowie Wingerter und 
Mayr 2018, § 142, Rd.‑Nr. 19).

3	 Formalrechtliche Fragestellungen

3.1	 Widerspruch gegen den Flurbereinigungsplan

§ 59 Abs. 2 FlurbG begründet eine Sonderbestimmung, 
wonach Widersprüche gegen den bekanntgegebenen Flur­
bereinigungsplan in anderer Form und Frist als nach all­
gemeinem Verwaltungsrecht vorgesehen (§ 70 VwGO) ein­
gelegt werden müssen. Die in § 59 Abs. 2 FlurbG gestellten 
Anforderungen sind abschließend (vgl. Nds. OVG 2021b, 
bestätigt durch BVerwG 2022). Daher sind vorab des Ter­
mins oder im Nachhinein eingelegte Widersprüche un­
zulässig (vgl. Wingerter und Mayr 2018, § 59, Rd.‑Nr. 5). 
Ebenso stellt die gesetzliche Bestimmung keine hinausge­
henden Anforderungen an die Belehrung (vgl. Nds. OVG 
2021b, bestätigt durch BVerwG 2022). Die grundsätzliche 
Präklusionswirkung bei Nichteinhaltung der Anforderun­
gen des § 59 Abs. 2 FlurbG kann ggf. noch im Wege der 
Nachsichtgewährung (§ 134 Abs. 2 FlurbG) korrigiert wer­
den (vgl. Bay. VGH 2022b; Wingerter und Mayr 2028, § 59, 
Rd.‑Nr. 10). Etwaige Fehler der Ladung werden gemäß 
§ 114 Abs. 3 Satz 2 FlurbG obsolet, soweit der Betroffene im 
Anhörungstermin tatsächlich anwesend war und insoweit 
keine Mängel gerügt hat (vgl. Nds. OVG 2022a und 2018).

3.2	 Prüfungsumfang im Widerspruchsverfahren

Bei der Prüfung des Widerspruchs durch die Wider­
spruchsbehörde existieren Besonderheiten in Bezug auf 
den Flurbereinigungsplan (§§ 56 ff. FlurbG). Ausdrücklich 
vorbehalten bleibt die Bestimmung des § 59 Abs. 2 FlurbG, 
sodass Widersprüche gegen den bekanntgegebenen Flur­
bereinigungsplan im Anhörungstermin zur Vermeidung 
des Ausschlusses vorgebracht werden müssen. Die untere 
Flurbereinigungsbehörde ist für den Erlass des Flurberei­
nigungsplanes gemäß § 58 Abs. 1 Satz 1 i. V. m. § 3 FlurbG 
zuständig. Sie hat – wie nach § 72 VwGO im allgemeinen 
Verwaltungsrecht auch üblich – zu prüfen, ob eine Abhil­
fe des Widerspruchs gegen den Flurbereinigungsplan, der 
einen Verwaltungsakt in Form der Allgemeinverfügung 
darstellt (vgl. Hess. VGH 2020), möglich ist (vgl. Wingerter 
und Mayr 2018, § 59, Rd.‑Nr. 3).

Eine weitere Besonderheit besteht darin, dass die untere 
Flurbereinigungsbehörde bei dieser Abhilfeprüfung weiter­
gehende Rechtspositionen besitzt als die obere Flurbereini­
gungsbehörde als Widerspruchsbehörde. Dies folgt daraus, 
dass in § 141 Abs. 1 Satz 3 FlurbG nur § 60 Abs. 1 Sätze 3 
und 4 FlurbG für entsprechend anwendbar erklärt werden, 
nicht aber § 60 Abs. 1 Satz 2 FlurbG (vgl. OVG RP 2021 
unter Verweis auf BVerwG 1971). Während die (untere) 
Flurbereinigungsbehörde nach § 60 Abs. 1 Satz 2 FlurbG 
damit befugt ist, bei Gelegenheit eines Widerspruchs 
jede ihr sinnvoll erscheinende Änderung des Flurbereini­
gungsplans vorzunehmen, ist die obere Flurbereinigungs­
behörde als Widerspruchsbehörde bzw. als Spruchstelle 
nur zu solchen Änderungen berechtigt, die im Rahmen 
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des bei ihr anhängigen Rechtsschutzverfahrens notwen­
dig sind, um dem Widerspruch abzuhelfen (vgl. OVG RP 
2021 unter Verweis auf seine ständige Rechtsprechung). 
Die Abänderungsbefugnis der oberen Flurbereinigungs­
behörde als Widerspruchsbehörde ist somit auf die ihr im 
Widerspruchsverfahren zustehende Rechtsschutzfunktion 
beschränkt. Zum Umfang dieser Rechtsschutzfunktion 
enthält § 141 FlurbG keine nähere Regelung. Nach § 138 
Abs. 1 Satz 2 FlurbG gilt deshalb § 68 Abs. 1 Satz 1 VwGO, 
wonach die Widerspruchsbehörde Rechtmäßigkeit und 
Zweckmäßigkeit nachzuprüfen hat (vgl. OVG RP 2021 
auch unter Verweis auf die ständige Rechtsprechung). Die 
weitergehenden Möglichkeiten nach § 60 Abs. 1 Satz 1 und 
2 FlurbG hat sie hingegen nicht.

3.3	 Zuständigkeit der Flurbereinigungsgerichte

Aus § 138 Abs. 1 Satz 1 ergibt sich die Zuständigkeit der 
Oberverwaltungsgerichte statt der Verwaltungsgerichte in 
flurbereinigungsgerichtlichen Streitigkeiten. Im Hinblick 
auf § 140 Satz 1 FlurbG gilt, dass dessen tatbestandliche Be­
schränkung auf Anhängigkeit »vor Eintritt der Unanfecht­
barkeit der Schlussfeststellung« nach dem Wortlaut und 
dem Sinngehalt der Vorschrift nicht für die 1. Alternative 
des § 140 Satz 1 FlurbG (Anfechtungsklage) und auch nicht 
für die 2. Alternative des § 140 Satz 1 FlurbG (Verpflich­
tungsklage) gilt, sondern lediglich für die 3. Alternative des 
§ 140 Satz 1 FlurbG, d. h. die sonstigen »Streitigkeiten, die 
durch ein Flurbereinigungsverfahren hervorgerufen wer­
den« (vgl. VGH BW 2022b unter Verweis auf Nds. OVG 
2002; Bay. VGH 2021a; VG Aachen 2021; Wingerter und 
Mayr 2018, § 140, Rd.‑Nr. 15). Eine vom Kläger behaup­
tete (und nicht gänzlich auszuschließende) Nichtigkeit der 
Schlussfeststellung, die auch auf einer Nichtigkeit des Flur­
bereinigungsplanes basieren könnte, verhindert zudem, 
dass die Zuständigkeit des Flurbereinigungsgerichts endet 
(vgl. VGH BW 2022b unter Verweis auf OVG RP 1958). In­
soweit weist die Rechtsprechung ergänzend und zutreffend 
darauf hin, dass die Schlussfeststellung als Allgemeinver­
fügung im Sinne des § 35 Satz 2 VwVfG in Bestandskraft 
erwachsen kann, soweit nicht (ausnahmsweise) Nichtig­
keitsgründe im Sinne des § 44 VwVfG vorliegen (vgl. VGH 
BW 2022b). Eine »sonstige Rechtsstreitigkeit« im Sinne des 
§ 140 Satz 1 Alt. 3 FlurbG ist eine solche, die nur mittelbar 
durch das Flurbereinigungsverfahren hervorgerufen wor­
den ist, etwa in Bezug auf Rechte Dritter (vgl. Bay. VGH 
2021a unter Verweis auf Wingerter und Mayr 2018, § 140, 
Rd.‑Nr. 6).

Zu beachten ist, dass § 140 Satz 1 Alt. 1 und 2 FlurbG 
trotz der besonderen Erwähnung von »Anfechtung« und 
»Verpflichtung« keine abschließende Regelung über die 
zulässigen Prozessarten treffen. Vielmehr kommen in der 
Hauptsache neben Anfechtungs- und Verpflichtungskla­
gen insbesondere auch Feststellungs- und (allgemeine) 
Leistungsklagen in Betracht (vgl. Bay. VGH 2021a; Win­
gerter und Mayr 2018, § 140, Rd.‑Nrn. 3 ff.).

3.4	G erichtliche Entscheidungen (§ 144 FlurbG)

§ 144 FlurbG gibt dem Flurbereinigungsgericht eine 
gegenüber dem sonstigen Verwaltungsprozess erweiterte 
Entscheidungsbefugnis (vgl. Bay. VGH 2021b; Nds. OVG 
2021a; Wingerter und Mayr 2018, § 144, Rd.‑Nrn. 1 f.). 
Dabei ist das Flurbereinigungsgericht nicht nur selbst zur 
Änderung des angefochtenen Verwaltungsaktes befugt 
(vgl. VGH BW 2022a), sondern im Hinblick auf das in die­
ser Vorschrift zum Ausdruck kommende Gebot der Ver­
fahrensbeschleunigung soweit möglich auch gehalten (vgl. 
Nds. OVG 2022c; Bay. VGH 2021c). Eine Pflicht zur Bei­
ladung folgt daraus aber nur dann, soweit tatsächlich eine 
Neugestaltung vorgenommen wird, durch die gleichzeitig 
in die Rechte anderer Teilnehmer eingegriffen wird (vgl. 
BVerwG 2021a unter Verweis auf Wingerter und Mayr 
2018, § 144, Rd.‑Nr. 8).

Das Flurbereinigungsgericht ist hingegen grundsätzlich 
nicht berechtigt – über den Wortlaut des § 144 FlurbG hi­
naus – nicht nur den Widerspruchsbescheid, sondern auch 
den Ausgangsverwaltungsakt aufzuheben (vgl. Nds. OVG 
2022c). Eine solche Ausnahme ist lediglich dann möglich, 
wenn der etwaige Mangel des Ausgangsverwaltungsaktes 
gar nicht geheilt werden kann, sodass die Zurückweisung 
an die Flurbereinigungsbehörde, d. h. die Widerspruchsbe­
hörde, zur erneuten Verhandlung und Bescheidung ledig­
lich eine Förmelei wäre, die mit dem Beschleunigungsge­
bot nicht zu vereinbaren wäre (vgl. Nds. OVG 2022c unter 
Verweis auf BVerwG 2016; Wingerter und Mayr 2018, 
§ 144, Rd.‑Nr. 4).

3.5	 Öffentliche Bekanntmachungen 
und deren Rechtsfolgen

Die öffentliche Bekanntmachung nach § 110 FlurbG ist 
nach zahlreichen Bestimmungen des Flurbereinigungsge­
setzes vorgeschrieben, welche Wingerter und Mayr (2018, 
§110, Rd.‑Nr. 2) im Einzelnen auflisten. Die öffentliche 
Bekanntmachung nach § 110 FlurbG setzt regelmäßig 
die Frist des § 115 Abs. 1 FlurbG in Lauf (vgl. Nds. OVG 
2022c unter Verweis auf Wingerter und Mayr 2018, § 110, 
Rd.‑Nr. 9). § 110 FlurbG ist gegenüber den ansonsten er­
gänzend heranzuziehenden Verwaltungsverfahrensgeset­
zen der Länder bzw. dem dort ggfs. in Bezug genommenen 
VwVfG Sonderregelung und wird von ihnen nicht ergänzt 
(vgl. Nds. OVG 2022c unter Verweis auf Wingerter und 
Mayr 2018, § 110, Rd.‑Nr. 1).

Rechtsstaatliche Bedenken gegen das Institut der öf­
fentlichen Bekanntmachung bestehen nicht (vgl. Nds. 
OVG 2022c unter Verweis auf BVerfG 1999; Wingerter 
und Mayr 2018, § 110, Rd.‑Nr. 1). Soweit im Gesetz eine 
öffentliche Bekanntmachung vorgeschrieben ist, ist diese 
selbst dann durchzuführen, wenn der bekanntzugeben­
de Rechtsakt spezifisch nur eine Person betrifft, weil zum 
einen die gesetzgeberische Vorgabe eindeutig ist, zum 
anderen mittelbar auch andere Personen betroffen sein  
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können (vgl. Nds. OVG 2022c). Die Nichtbeachtung der 
gemeindlichen Vorschriften hat jedoch nur zur Folge, dass 
der bekanntzugebende Rechtsakt gegenüber den von ihm 
Betroffenen nicht wirksam bekanntgegeben ist. Erlangt der 
Betroffene aber auf andere Weise sichere Kenntnis vom 
Ergehen des Verwaltungsaktes und seines Betroffenseins, 
kann er sich auf die fehlerhafte (öffentliche) Bekanntga­
be nicht berufen (vgl. Nds. OVG 2022c unter Verweis auf 
BVerwG 1983; Wingerter und Mayr 2028, § 110, Rd.‑Nr. 9). 
Die sog. auswärtigen Beteiligten, d. h. die Beteiligten, die 
ihren Wohnsitz weder im Verfahrensgebiet noch in den 
angrenzenden Gemeinden haben, haben die Obliegenheit, 
sich über Vorgänge in der Gemeinde, in der sie Grund­
eigentum besitzen, zu informieren. Daher müssen sie auch 
öffentliche Bekanntmachung gegen sich gelten lassen (vgl. 
Bay. VGH 2022a mit weiteren Rechtsprechungsnachweisen 
und unter Verweis auf Wingerter und Mayr 2018, § 110, 
Rd.‑Nr. 7).

3.6	 Niederschriften über Verhandlungen

§§ 129 und 130 FlurbG regeln die Niederschrift über Ver­
handlungen in der Flurbereinigung. Verhandlungen im 
Sinne des § 129 Abs. 1 FlurbG sind solche, aus denen sich 
Rechtsfolgen für das weitere Verfahren ergeben und die 
sich von unverbindlichen Handlungen, wie z. B. Vorschlä­
gen der Flurbereinigungsbehörden oder Stellungnahmen 
der Beteiligten, unterscheiden (vgl. Wingerter und Mayr 
2028, § 129, Rd.‑Nrn. 1 f.). Die Verhandlungsniederschrift 
muss vollständig und eindeutig sein, sodass Ort und Tag 
ihrer Aufnahme, die Bezeichnung des Flurbereinigungs­
verfahrens, die Namen der Urkundspersonen, der Ver­
handlungsgegenstand sowie der Vermerk über die Ver­
lesung und Genehmigung der Niederschrift gemäß § 130 
FlurbG und Angaben über die Erschienenen enthalten sein 
müssen. Die Niederschrift beweist neben der Einhaltung 
der für die Verhandlung vorgeschriebenen Förmlichkei­
ten (§ 131 FlurbG) darüber hinaus als öffentliche Urkunde 
den Inhalt der aufgenommenen Erklärungen und deren 
Vollständigkeit (vgl. Nds. OVG 2021 b, bestätigt durch  
BVerwG 2022; OVG ST 2021a). Der Inhalt der Nieder­
schrift ist für die Beteiligten mithin verbindlich, wenn sie 
den Anforderungen des § 129 FlurbG genügt und gemäß 
§ 130 FlurbG genehmigt worden ist (vgl. Nds. OVG 2021b, 
bestätigt durch BVerwG 2022, unter Verweis auf Wingerter 
und Mayr 2018, § 129, Rd.‑Nrn. 3 ff.).

Die Niederschrift nach §§ 129 ff. FlurbG ersetzt eine 
gesetzlich notwendige Schriftform einer Erklärung, wie 
etwa im Falle des § 99 FlurbG (vgl. OVG ST 2021a; Win­
gerter und Mayr 2018, § 129, Rd.‑Nr. 4). Eine etwaig er­
forderliche notarielle Beurkundung könnte durch die 
Niederschrift nach §§ 129 ff. FlurbG jedoch nicht ersetzt 
werden (vgl. OVG ST 2021a). Zu beachten ist, dass eine 
Vereinbarung über einen Flächentausch im Rahmen eines 
Flurbereinigungsverfahrens keiner notariellen Beurkun­
dung gemäß § 311b Abs. 1 Satz 1 BGB bedarf, weil damit  

kein Vertrag zustande kommt, der eine Verpflichtung zur 
Übertragung oder zum Erwerb eines Grundstücks enthält 
(vgl. OVG ST 2021a unter Verweis auf OLG Frankfurt a. M. 
2019). Das OVG ST hat im genannten Urteil vom 31. Au­
gust 2021 (OVG ST 2021a) in formalrechtlicher Hinsicht 
zudem zutreffend entschieden, dass die Genehmigungsfik­
tion des § 130 Abs. 2 FlurbG dann nicht greift, wenn ein 
Beteiligter, der nach der Verhandlungsniederschrift diese 
angeblich genehmigt haben soll, dies nachweislich aber gar 
nicht getan hat, weil er nach dem Ergebnis der Beweisauf­
nahme gar nicht anwesend und auch nicht telefonisch zu­
geschaltet war.

4	 Formelle Rechtmäßigkeit des 
Flurbereinigungsbeschlusses

Aus formalrechtlicher Sicht ist neben der Zuständigkeits­
prüfung in verfahrensrechtlicher Hinsicht insbesondere die 
Bestimmung des § 5 FlurbG zu beachten, wonach die vor­
aussichtlich Beteiligten in geeigneter Weise eingehend über 
das geplante Flurbereinigungsverfahren einschließlich der 
voraussichtlich entstehenden Kosten aufzuklären sind. Da­
bei führt eine ungeeignete Aufklärung zur Aufhebbarkeit 
des Flurbereinigungsbeschlusses (vgl. OVG NW 2021). 
Was die für die Teilnehmer interessante Frage der anste­
henden Kosten angeht, gilt, dass zum Zeitpunkt der Auf­
klärungsversammlung der genaue Umfang der geplanten 
Maßnahmen im Regelfall noch nicht im Einzelnen bekannt 
ist bzw. feststeht, sodass die Flurbereinigungsbehörde den 
voraussichtlich beteiligten Grundstückseigentümern noch 
keine Geldbeträge verbindlich benennen können wird  
(vgl. OVG NW 2021). Daher können der Kostenermitt­
lung  – soweit noch keine konkreten Berechnungen vor­
liegen  – grundsätzlich auch vergleichbare oder ähnliche 
Flurbereinigungsverfahren und sonstige Erfahrungswerte 
zugrunde gelegt werden (vgl. OVG NW 2021). Die voraus­
sichtlichen Kosten müssen aber so solide kalkuliert sein, 
dass sie möglichst eingehalten werden (vgl. OVG NW 
2021 und 2017). Eine unzureichende Aufklärung kann 
nachgebessert und damit geheilt werden (vgl. OVG NW 
2021 unter Verweis auf Wingerter und Mayr 2018, § 5, 
Rd.‑Nr. 6). Die Aufklärung muss lediglich in geeigneter 
Form erfolgen, was auch in der Form einer Videokonferenz 
möglich sein kann (OVG NW 2021). Eine unzureichende 
Beteiligung der landwirtschaftlichen Berufsvertretung 
gemäß § 5 Abs. 2 FlurbG vermittelt zudem keinen Dritt­
schutz zu Gunsten der Teilnehmer, sodass sich diese inso­
weit nicht auf etwaige Fehler berufen können (vgl. OVG 
NW 2021 unter Verweis auf Wingerter und Mayr 2018, § 5, 
Rd.‑Nr. 7).
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5	A bhilfe von zulässigen und begründeten 
Widersprüchen gegen einen 
Flurbereinigungsplan sowie Plannachträge

Bei begründeten Widersprüchen gegen den Flurbereini­
gungsplan soll die Behörde, die einen rechts- oder zweck­
widrigen Verwaltungsakt erlassen hat – wie nach § 72 
VwGO – diesen Widersprüchen abhelfen, soweit die Wi­
dersprüche zulässig sind (vgl. Wingerter und Mayr 2018, 
§ 60, Rd.‑Nr. 1).

5.1	 Plannachträge mit umfassender 
Planänderungsbefugnis

Änderungen des Flurbereinigungsplanes sind jedoch auch 
jenseits eines förmlichen Widerspruchsverfahrens nach 
Maßgabe des § 60 Abs. 1 Satz 2 FlurbG möglich (vgl. OVG 
ST 2021c). Solche Änderungen des Flurbereinigungspla­
nes im Sinne des § 60 Abs. 1 Satz 2 FlurbG werden in der 
Praxis vielfach »Nachträge« genannt (vgl. Wingerter und 
Mayr 2018, § 60, Rd.‑Nr. 5). Der Plannachtrag ist Bestand­
teil des Flurbereinigungsplans und hat als Verwaltungsakt 
dieselben rechtlichen Wirkungen wie dieser. Der Nach­
trag ersetzt dabei die ursprünglichen, aber geänderten 
Festsetzungen im Flurbereinigungsplan (vgl. Nds. OVG 
2022c unter Verweis auf Wingerter und Mayr 2018, § 60, 
Rd.‑Nr. 5).

Im Hinblick auf § 60 Abs. 1 Satz 2 FlurbG ist die Mehr­
stufigkeit des Flurbereinigungsverfahrens zu beachten. 
Diese bedeutet, dass das Flurbereinigungsverfahren aus 
den drei miteinander abgestimmten Teilentscheidun­
gen »Anordnungsbeschluss« (§ 4 FlurbG), »Feststellung 
des Ergebnisses der Wertermittlung« (§§ 27 ff. FlurbG) 
und »Flurbereinigungsplan« (§§ 56 ff. FlurbG) besteht  
(vgl. OVG SN 2020, bestätigt durch BVerwG 2021b unter 
Verweis auf seine ständige Rechtsprechung; Nds. OVG 
2022b und 2022c). Hinsichtlich jeder Teilentscheidung 
tragen die von der Entscheidung Betroffenen die Anfech­
tungslast (vgl. Nds. OVG 2022b). Die selbständige An­
fechtbarkeit von Teilentscheidungen führt im Ergebnis zu 
einem gestuften Rechtsschutz, der der Überprüfung einer 
unanfechtbar gewordenen Teilentscheidung hinsichtlich 
des durch sie geregelten Rechtsbereichs in einem späte­
ren Rechtsschutzverfahren entgegensteht (vgl. Nds. OVG 
2022d und 2022b unter Verweis auf BVerwG 2018). Eine 
unanfechtbar gewordene Teilentscheidung kann hinsicht­
lich des durch sie geregelten Rechtsbereichs daher in einem 
späteren Rechtsschutzverfahren nicht mehr überprüft wer­
den (vgl. Nds. OVG 2022d und 2022b unter Verweis auf 
BVerwG 2019).

§ 60 Abs. 1 Satz 2 FlurbG gewährt der Flurbereini­
gungsbehörde eine umfassende Planänderungsbefugnis 
(vgl. VGH BW 2022c). Dies bedeutet, dass die Flurbereini­
gungsbehörde z. B. auch in die Abfindung anderer, bisher 
zufriedener Teilnehmer eingreifen kann, weil der Flurbe­
reinigungsplan nur dann Bestandsschutz vermittelt, wenn 

alle Festsetzungen des Gesamtplans endgültig sind (vgl. 
OVG ST 2021c unter Verweis auf Wingerter und Mayr 
2018, § 60, Rd.‑Nr. 4). § 60 Abs. 1 Satz 2 FlurbG dient der 
planerischen Gestaltung. Die Norm gewährt daher keinen 
subjektiv-rechtlichen Schutz vor rechtswidrigen Planände­
rungen zu Gunsten der Teilnehmer (vgl. OVG ST 2021c). 
Der Schutz der Teilnehmer folgt vielmehr – von besonde­
ren Rechtstiteln wie Planzusagen oder Planvereinbarungen 
abgesehen – allein aus § 44 FlurbG und setzt voraus, dass 
durch die rechtswidrige Planänderung der Anspruch des 
von der Änderung betroffenen Teilnehmers auf eine wert­
gleiche und zweckmäßig gestaltete Abfindung verletzt ist 
(vgl. OVG ST 2021c unter Verweis auf BVerwG 1989b; 
Wingerter und Mayr 2018, § 60, Rd.‑Nr. 3a). Hierbei hat 
kein Teilnehmer einen Rechtsanspruch auf eine besonders 
vorteilhafte Abfindung (vgl. OVG ST 2021c) oder auf die 
Zuweisung eines bestimmten Grundstücks (vgl. BVerwG 
2021b). Ebenso wenig kann er beanspruchen, dass er nach 
Zuweisung einer solchen Abfindung gegen deren spätere 
Änderung geschützt wird (vgl. OVG ST 2021c unter Ver­
weis auf BVerwG 1989b; Wingerter und Mayr 2018, § 60, 
Rd.‑Nr. 4). Die Flurneuordnungsbehörde darf die Abfin­
dung auch verschlechtern, solange diese der Einlage gegen­
über gleichwertig bleibt (vgl. OVG ST 2021c unter Verweis 
auf Bay. VGH 2003).

5.2	 Zeitliche Begrenzung der umfassenden 
Planänderungsbefugnis

Zu beachten ist jedoch, dass mit Erlass der regulären Aus­
führungsanordnung (§ 61 FlurbG) oder der vorzeitigen 
Ausführungsanordnung (§ 63 FlurbG) die umfassende 
Planänderungsbefugnis der Flurbereinigungsbehörde en­
det und weitere Änderungen dann nur noch nach Maßga­
be des § 64 FlurbG erfolgen können (vgl. Bay. VGH 2022b; 
VGH BW 2022c).

Eine solche nachträgliche Plankorrektur nach Maßga­
be des § 64 FlurbG darf indes nur vorgenommen werden, 
wenn die in § 64 Satz 1 FlurbG angeführten, als besonders 
wichtig anzusehenden Interessen eine Planänderung bzw. 
Ergänzung »unumgänglich« erscheinen lassen (vgl. VGH 
BW 2022c unter Verweis auf BVerwG 2013). Damit er­
möglicht das öffentliche Interesse an einer rechtmäßigen 
Entscheidung allein noch keine Änderung des Flurberei­
nigungsplans, da die Rechtmäßigkeit vielmehr durch die 
Rechtsbehelfsmöglichkeiten ausreichend gewährleistet 
wird (vgl. VGH BW 2022c). Denn diesem Interesse stehen 
die Interessen an der Beschleunigung des Verfahrens sowie 
der Rechtssicherheit und des Bestandsschutzes gegenüber, 
sodass es die Änderung nicht im Sinne des § 64 FlurbG 
»erfordert« (vgl. VGH BW 2022c unter Verweis auf OVG 
RP 2010).

§ 64 FlurbG ist mithin restriktiv auszulegen und auf 
unumgänglich gewordene Plankorrekturen bei einer her­
ausgehobenen Fehlerhaftigkeit oder Ergänzungsbedürftig­
keit des Plans zu beschränken (vgl. Bay. VGH 2022b unter 
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Verweis auf BVerwG 1989a). Insbesondere rechtfertigen 
Bedürfnisse, die schon bei der Planaufstellung bzw. im Wi­
derspruchs- oder Klageverfahren gegen die Landabfindung 
erkennbar waren, die Anwendung des § 64 FlurbG nicht 
(vgl. Bay. VGH 2022b). Insoweit trifft den Rechtsschutzsu­
chenden auch die Obliegenheit, seine Bedürfnisse zeitnah 
an die Flurbereinigungsverwaltung heranzutragen, da an­
dernfalls keine »nicht vorherzusehenden wirtschaftlichen 
Bedürfnisse«, die nur als betriebswirtschaftliche Erforder­
nisse zu verstehen sind, im Sinne des § 64 FlurbG ange­
nommen werden können (vgl. Bay. VGH 2022b unter Ver­
weis BVerwG 1981a; OVG RP 2010).

Die Änderungsbefugnis nach § 64 FlurbG endet wiede­
rum erst mit der Schlussfeststellung (vgl. VGH BW 2022c 
untere Verweis auf BVerwG 1993).

6	 Fazit

Die Analyse der neueren Entscheidungen der Flurberei­
nigungsgerichte und des Bundesverwaltungsgerichts zum 
formellen Flurbereinigungsrecht bestätigt die Tatsache, 
dass eine durchweg gefestigte Rechtsprechung vorliegt. Die 
Kenntnis des formalen Rechts und dessen korrekte An­
wendung ist für die Durchführung der Flurneuordnungs­
verfahren von großer Bedeutung. Denn trotz der heute üb­
lichen dialog- und konsensorientierten Planung muss mit 
uneinsichtigen oder nur auf den eigenen Vorteil bedachten 
Teilnehmern gerechnet werden, die nur durch hoheitli­
che Planfestsetzungen in ihre Schranken gewiesen werden 
können, um für die überwiegende Mehrheit der konstruk­
tiv Mitwirkenden die Verfahren effizient und zielführend 
durchzuführen. Hierzu müssen die formellen Vorgaben 
eingehalten und richtig angewandt werden.
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